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1. Zwar hat die Kommission in dem 
in Artikel 24 der Verordnung Nr. 
4253/88 zur Durchführung der Ver­
ordnung Nr. 2052/88 hinsichtlich der 
Koordinierung der Interventionen der 
verschiedenen Strukturfonds einerseits 
und zwischen diesen und den Inter­
ventionen der Europäischen Investi­
tionsbank und der sonstigen vorhan­
denen Finanzinstrumente andererseits 
vorgesehenen Verfahren nach ent­
sprechender Prüfung eines Vorhabens 
das Vorliegen von Unregelmäßigkeiten 
bei dessen Durchführung, die die 
Streichung eines Zuschusses recht­
fertigen, nachzuweisen, es ist jedoch 
Sache des Zuschussempfängers, das 
Vorhaben in der Form, in der es ge­
nehmigt worden ist, durchzuführen 
und die Bedingungen für die Gewäh­
rung des Zuschusses, wie sie in der 
Bewilligungsentscheidung und ihren 
Anhängen aufgeführt sind, in vollem 
Umfang einzuhalten. Daher muss der 
Empfänger des Zuschusses, wenn die 
Kommission bei ihrer Prüfung An­
haltspunkte für das Vorliegen solcher 
Unregelmäßigkeiten findet, nachweisen 
können, dass das Vorhaben in voller 
Übereinstimmung mit den anwend­
baren Bestimmungen und speziell der 
Bewilligungsentscheidung durchge­
führt worden ist. Insbesondere hat er 
nachzuweisen, dass die getätigten Aus­
gaben tatsächlich entstanden sind, dass 
sie in unmittelbarem Zusammenhang 
mit den verschiedenen im Rahmen des 
Vorhabens vorgesehenen Aktionen 
stehen und dass sie den Zwecken des 
Vorhabens angemessen sind. 

In diesem Zusammenhang kommt dem 
verfahrenseinleitenden Schreiben eine 
Schlüsselstellung zu. In diesem Stadium 
des Verwaltungsverfahrens hat die 
Kommission nämlich im Anschluss an 

ihre Ermittlungen die einzelnen Rügen 
bezüglich der Durchführung des Vor­
habens hinreichend klar zu formulie­
ren, um dem Zuschussempfänger zu 
ermöglichen, die vorstehend be­
schriebenen Nachweise zu erbringen. 

Dazu hat der Zuschussempfänger im 
Einklang mit der ihm obliegenden 
Loyalitätspflicht, die aus der Ver­
pflichtung zur Durchführung des Vor­
habens im Geiste der Partnerschaft und 
des gegenseitigen Vertrauens fließt, der 
Kommission alle Nachweise vorzu­
legen und Angaben zu machen, die er 
angesichts der Besonderheiten des 
Vorhabens und der in den Anhängen 
der Bewilligungsentscheidung vorge­
sehenen finanziellen Bedingungen als 
erforderlich erkennen muss, um die von 
der Kommission geäußerten Zweifel zu 
zerstreuen. Es ist für das ordnungs­
gemäße Funktionieren des Kontroll­
und Beweissystems, das zur Nach­
prüfung der Erfüllung der Bedingungen 
für die Gewährung dieser Zuschüsse 
eingeführt worden ist, unerlässlich, 
dass die Personen, die Gemeinschafts­
zuschüsse beantragen und erhalten 
könnten, zuverlässige Angaben ma­
chen, die die Kommission nicht irre­
führen können. 

Daher ist im Rahmen der Prüfung der 
Rechtmäßigkeit einer Entscheidung 
über die Streichung eines Gemein­
schaftszuschusses auch zu prüfen, ob 
der Empfänger des Zuschusses seine 
Verpflichtung erfüllt hat, der Kommis­
sion alle Nachweise vorzulegen und ihr 
gegenüber alle Angaben zu machen, die 
er angesichts der Besonderheiten des 
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Vorhabens und der in den Anhängen 
der Bewilligungsentscheidung vorge­
sehenen finanziellen Bedingungen als 
für die Prüfung erforderlich erkennen 
muss, dass das Vorhaben ordnungs­
gemäß durchgeführt worden ist. 

(vgl. Randnrn. 47-50) 

2. Zwar ist das Vorhaben „Pilotprojekt 
zur Beschleunigung der Wiederauf­
forstung der in Griechenland durch 
Feuer zerstörten Wälder" aus inner­
staatlichen Mitteln mitfinanziert wor­
den und unterliegt daher einer inner­
staatlichen Regelung, doch ist der für 
die Entscheidung über die Streichung 
des Gemeinschaftszuschusses maßgeb­
liche rechtliche Rahmen der durch das 
Gemeinschaftsrecht, d. h. insbesondere 
durch Artikel 24 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 4253/88 zur Durchführung 
der Verordnung der Nr. 2052/88 hin­
sichtlich der Koordinierung der Inter­
ventionen der verschiedenen Struktur­
fonds einerseits und zwischen diesen 
und den Interventionen der Europäi­
schen Investitionsbank und der sons­
tigen vorhandenen Finanzinstrumente 
andererseits und die Bewilligungs­
entscheidung, vorgegebene. Es genügt 
daher nicht, dass der Empfänger 
des Gemeinschaftszuschusses vor der 
Kommission nur geltend macht, er ha­
be das genehmigte Vorhaben im Ein­
klang mit der innerstaatlichen Re­
gelung durchgeführt. 

(vgl. Randnr. 51) 

3. Die Kommission kann von den Emp­
fängern eines Gemeinschaftszuschusses 
verlangen, ihr zu den bereits erteilten 
Auskünften zusätzliche Auskünfte zu 
erteilen, wenn sie diese als erforderlich 
ansieht, um die ordnungsgemäße 
Durchführung des Vorhabens nach­
prüfen zu können. 

Der Empfänger des Zuschusses als der 
für die Verwaltung des Vorhabens 
Verantwortliche weiß grundsätzlich am 
besten, welche Auskünfte er der Kom­
mission zu erteilen hat, um die dem 
Vorhaben zugeordneten Ausgaben zu 
rechtfertigen. Wenn die Kommission in 
einer besonderen Situation meint, ge­
nauere Auskünfte als die bereits er­
teilten zu benötigen, um das Vorhaben 
einer angemessenen Prüfung zu unter­
ziehen, muss sie den Zuschussemp­
fänger hinreichend konkret davon un­
terrichten, um ihm vor Abschluss des 
Verfahrens und vor Streichung des 
Zuschusses die Möglichkeit zu geben, 
ihr diese Auskünfte auch zu erteilen. 

(vgl. Randnrn. 112-113, 116) 

4. Es stellt keinen unwiderlegbaren Be­
weis für das Vorliegen einer Unregel­
mäßigkeit im Sinne von Artikel 24 der 
Verordnung Nr. 4253/88 zur Durch­
führung der Verordnung Nr. 2052/88 
hinsichtlich der Koordinierung der In­
terventionen der verschiedenen Struk­
turfonds einerseits und zwischen diesen 
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und den Interventionen der Europäi­
schen Investitionsbank und der sons­
tigen vorhandenen Finanzinstrumente 
andererseits dar, dass die Tätigkeiten, 
die im Arbeitsvertrag einer an einem 
aus Gemeinschaftsmitteln finanzierten 
Vorhaben mitarbeitenden Person be­
zeichnet sind, den von dieser Person 
tatsächlich erledigten Aufgaben, deren 
Kosten dem Vorhaben zugeordnet 
werden, nicht entsprechen. 

Die Kommission kann dem Empfänger 
eines Gemeinschaftszuschusses nicht 
den Vorwurf machen, ihr keine Unter­
lagen vorgelegt zu haben, die den 
Nachweis ermöglichen würden, dass 
die Dienstreisekosten einer an einem 
aus Gemeinschaftsmitteln finanzierten 
Vorhaben mitarbeitenden Person den 
Zwecken des Vorhabens angemessen 
waren, wenn sie nicht genauere Vor­
gaben hinsichtlich der vom Zuschuss­
empfänger beizubringenden Belege und 
abzugebenden zusätzlichen Erklärun­
gen gemacht hat. 

(vgl. Randnrn. 132, 138) 

5. Artikel 24 der Verordnung Nr. 
4253/88 zur Durchführung der Ver­
ordnung Nr. 2052/88 hinsichtlich der 
Koordinierung der Interventionen der 
verschiedenen Strukturfonds einerseits 
und zwischen diesen und den Inter­
ventionen der Europäischen Investi­
tionsbank und der sonstigen vorhan­
denen Finanzinstrumente andererseits, 
wonach die Kommission Maßnahmen 

zur Rückzahlung des Zuschusses be­
schließen kann, wenn, wie es in 
Absatz 2 dieses Artikels heißt, „durch 
die Prüfung bestätigt wird, dass eine 
Unregelmäßigkeit oder eine erhebliche 
Veränderung der Art oder der Durch­
führungsbedingungen der Aktion oder 
Maßnahme vorliegt und diese Ver­
änderung der Kommission nicht zur 
Zustimmung unterbreitet wurde", be­
zieht sich ausdrücklich auf Unregel­
mäßigkeiten, die die Durchführungs­
bedingungen der Aktion, zu der die fi­
nanzielle Beteiligung gewährt wird, 
betreffen, was Unregelmäßigkeiten bei 
der Verwaltung dieser Aktion ein­
schließt. 

Infolgedessen lässt sich nicht sagen, 
dass die Sanktionen des Artikels 24 der 
Verordnung Nr. 4253/88 nur in dem 
Fall anwendbar seien, in dem die Ak­
tion, zu der die finanzielle Beteiligung 
gewährt wird, überhaupt nicht oder 
nur zum Teil durchgeführt worden ist. 

Daher kann Artikel 24 nicht dahin 
ausgelegt werden, dass die Kommis­
sion, wenn sie erhebliche Unregelmä­
ßigkeiten in der Verwaltung einer Ak­
tion feststellt, verpflichtet wäre, in je­
dem Fall vor einer Streichung des Zu­
schusses zu prüfen, ob eine Aktion 
auch tatsächlich durchgeführt wurde. 

(vgl. Randnrn. 205-208) 
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6. In Anbetracht der Natur der von der 
Gemeinschaft gewährten Zuschüsse ist 
die Pflicht zur Einhaltung der finan­
ziellen Bedingungen, wie sie in der 
Entscheidung über die Bewilligung des 
Zuschusses festgelegt sind, ebenso wie 
die Pflicht zur materiellen Durch­
führung des Vorhabens eine Haupt­
pflicht des Begünstigten und damit 
Voraussetzung für die Gewährung des 
Gemeinschaftszuschusses. 

Wenn die Kommission feststellt, dass 
der Empfänger eines Gemeinschafts­
zuschusses dem betreffenden Vorhaben 
Ausgaben zugeordnet hat, deren un­
mittelbaren Zusammenhang mit dem 
Vorhaben und deren Angemessenheit 
er nicht nachgewiesen hat, kann sie den 
gewährten Zuschuss grundsätzlich 
streichen. In einer solchen Situation 
kann die Kommission nämlich davon 
ausgehen, dass jede andere Sanktion als 
die völlige Streichung des Zuschusses 
und die Rückforderung der vom 
EAGFL gezahlten Beträge einen Anreiz 
zum Betrug darstellen könnte, da die 
potenziell Begünstigten versucht wä­
ren, entweder die dem Vorhaben zu­
geordneten Ausgaben künstlich auf­
zublähen, um sich ihrer Kofinan­
zierungspflicht zu entziehen und die in 
der Zuschussentscheidung vorgesehene 
Höchstbeteiligung des EAGFL zu er­
langen, oder falsche Angaben zu ma­
chen oder bestimmte Informationen zu 
verheimlichen, um einen Zuschuss oder 
einen höheren als den beantragten Zu­
schuss zu erlangen, wobei sie nur ris­
kieren würden, dass dieser Zuschuss so 
weit gekürzt wird, wie dies den vom 

Begünstigten tatsächlich getätigten 
Ausgaben und/oder der Genauigkeit 
seiner Angaben gegenüber der Kom­
mission entspricht. 

Trotzdem hat die Kommission in einer 
Situation, in der die Entscheidung, den 
Gemeinschaftszuschuss zu streichen, 
insgesamt für nichtig erklärt wird, ob­
wohl sie nur hinsichtlich einiger der 
festgestellten Unregelmäßigkeiten mit 
Beurteilungsfehlern behaftet ist, nach 
Artikel 233 EG unter Berücksichtigung 
der zu diesen Unregelmäßigkeiten ge­
troffenen Feststellungen in Überein­
stimmung mit dem Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit zu entscheiden, ob die 
Streichung des Zuschusses aufrecht­
zuerhalten oder eine andere Maß­
nahme bezüglich des Vorhabens zu 
treffen ist. 

(vgl. Randnrn. 220, 222-226) 

7. Artikel 24 der Verordnung Nr. 
4253/88 zur Durchführung der Ver­
ordnung Nr. 2052/88 hinsichtlich der 
Koordinierung der Interventionen der 
verschiedenen Strukturfonds einerseits 
und zwischen diesen und den Inter­
ventionen der Europäischen In­
vestitionsbank und der sonstigen vor­
handenen Finanzinstrumente anderer­
seits sieht keine speziellen Fristen vor, 
die von der Kommission in einem 
Verfahren zur Streichung einer fi­
nanziellen Beteiligung einzuhalten wä­
ren. 
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Nach einem allgemeinen Grundsatz des 
Gemeinschaftsrechts hat die Kommis­
sion bei ihren Verwaltungsverfahren 
angemessene Fristen einzuhalten, deren 
Dauer nach den besonderen Um­
ständen des jeweiligen Einzelfalls und 
insbesondere dessen Kontext, den ver­
schiedenen Verfahrensabschnitten, die 
die Kommission abgeschlossen hat, der 
Komplexität der Angelegenheit und 
ihrer Bedeutung für die verschiedenen 
Beteiligten zu beurteilen ist. 

Ein Verstoß gegen den Grundsatz der 
Einhaltung einer angemessenen Frist, 
wenn er denn bewiesen wäre, recht­
fertigt jedoch keine automatische 
Nichtigerklärung der angefochtenen 
Entscheidung. 

(vgl. Randnrn. 228-230, 233) 
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